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Berichtsanforderung von Frau MdB Hagedorn

anlässlich des BE-Gesprächs am 24. September 2012 zum Einzelplan 11

Inhalt der Berichtspflicht zu Nr. 24:

Kalkulationen zum Thema „RV-Beitragssatzsenkung“; Darstellung der verschiedenen

Szenarien unter Einbeziehung der Haushaltskonsolidierungsmaßnahme der Kürzung des

Bundeszuschusses

Alle nachfolgenden Angaben basieren auf Berechnungen nach derzeit geltendem Recht;

sie unterstellen zudem das Inkrafttreten des Haushaltsbegleitgesetzes 2013 (HBeglG

2013), welches die zeitlich begrenzte Kürzung des Bundeszuschusses zur allgemeinen

Rentenversicherung wie folgt vorsieht: 2013 um 1 Mrd. € und 2014 bis 2016 um jeweils

1,25 Mrd. € (§ 213 Abs. 2a Satz 3 SGB VI n.F.). Diese beschriebene befristete Kürzung

des allgemeinen Bundeszuschusses zur allgemeinen Rentenversicherung entfällt wieder

ab 2017 (Art. 5 i.V.m. Art. 6 Abs. 2 des Entwurfs des HBeglG 2013).

 Derzeit wird der Beitragssatz zum 1.1.2013 auf 19,0% sinken und verbleibt dort bis

einschließlich dem Jahr 2019. Zum 1.1.2020 steigt der Beitragssatz auf 19,7%, weil

dann die Untergrenze der Nachhaltigkeitsrücklage mit rund 0,2 Monatsausgaben er-

reicht wird.

 Bei einer Festsetzung des Beitragssatzes auf 19,6% zum 1.1.2013 (und dem Ausset-

zen der oberen Grenze für die Nachhaltigkeitsrücklage von 1,5 Monatsausgaben) wür-

de dieser bei den aktuellen Prognosen bis einschließlich zum Jahr 2025 unverändert

bleiben. Im Jahr 2026 steigt der Beitragssatz auf 19,9%. Die Nachhaltigkeitsrücklage

wird dadurch bis zum Jahr 2020 auf gut 82 Mrd. Euro ansteigen und sinkt danach in-

nerhalb der nächsten 5 Jahre auf rund 0,2 Monatsausgaben.

 Bei einer Festsetzung des Beitragssatzes auf 19,3% zum 1.1.2013 (und dem Ausset-

zen der oberen Grenze für die Nachhaltigkeitsrücklage von 1,5 Monatsausgaben) wür-

de dieser bis zum Jahr 2022 unverändert bleiben. Im Jahr 2023 steigt der Beitrags-

satz auf 19,9%. Die Nachhaltigkeitsrücklage wird dadurch bis 2018 auf rund 46 Mrd.

Euro anwachsen und würde danach wieder auf rund 0,2 Monatsausgaben sinken.

Hinweis: Im BE-Gespräch hatte Herr Dr. Rische (DRV Bund) ausgeführt, der Beitragssatz
- bezogen auf die Rechnung beim ersten Spiegelstrich - würde nach 2019 auf 19,8%
steigen. Die Abweichung ist auf eine unterschiedliche Ausgangslage bei den Verwal-
tungskosten zurückzuführen, die im Rahmen der Oktober-Schätzung angepasst wird.


